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BUNDESGERICHTSHOF 
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6 StR 126/23 
 

vom 

3. Mai 2023 
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wegen gefährlicher Körperverletzung u.a. 
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Der 6. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat am 3. Mai 2023 beschlossen: 

 

1. Auf die Revision des Angeklagten wird das Urteil des Landge-

richts Halle vom 9. November 2022  

a) im Schuldspruch dahin berichtigt, dass er der gefährlichen 

Körperverletzung in drei Fällen, des Diebstahls, des versuch-

ten Diebstahls, der Sachbeschädigung, der Erpressung und 

des Fahrens ohne Fahrerlaubnis in drei Fällen schuldig ist;  

b) im Maßregelausspruch mit den zugehörigen Feststellungen 

aufgehoben.  

Im Umfang der Aufhebung wird die Sache zu neuer Verhandlung 

und Entscheidung, auch über die Kosten des Rechtsmittels, an 

eine andere – allgemeine – Strafkammer des Landgerichts zu-

rückverwiesen. 

2. Die weitergehende Revision wird verworfen. 

 

Gründe: 

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen gefährlicher Körperverlet-

zung in drei Fällen, wegen Diebstahls, wegen versuchten Diebstahls, wegen 

Sachbeschädigung, wegen „räuberischer“ Erpressung und wegen Fahrens ohne 

Fahrerlaubnis in drei Fällen unter Einbeziehung der Strafen aus einer früheren 

Verurteilung zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von sechs Jahren und zehn Monaten 

verurteilt. Ferner hat es seine Unterbringung in einer Entziehungsanstalt und den 
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Vorwegvollzug eines Teils der Strafe angeordnet. Die auf die Sachrüge gestützte 

Revision des Angeklagten hat den aus der Entscheidungsformel ersichtlichen 

Teilerfolg (§ 349 Abs. 4 StPO); im Übrigen ist sie unbegründet gemäß § 349  

Abs. 2 StPO.  

1. Das Landgericht hat auf Grundlage seiner rechtsfehlerfreien Feststel-

lungen zutreffend ausgeführt, dass sich der Angeklagte im Fall III.7 der Urteils-

gründe einer Erpressung schuldig gemacht hat, und die für diese Tat verhängte 

Strafe dem Strafrahmen des § 253 Abs. 1 StGB entnommen. Auch in die Liste 

der angewendeten Vorschriften hat es lediglich diese Vorschrift und nicht zusätz-

lich § 255 StGB aufgenommen. Vor diesem Hintergrund handelt es sich bei der 

in der Urteilsformel genannten Verurteilung wegen „räuberischer“ Erpressung um 

ein offensichtliches Fassungsversehen, das der Senat in entsprechender Anwen-

dung von § 354 Abs. 1 StPO berichtigt (vgl. BGH, Beschluss vom 6. Juni 2000  

– 4 StR 208/00).  

2. Die Anordnung der Unterbringung des Angeklagten in einer Entzie-

hungsanstalt (§ 64 StGB) hält rechtlicher Überprüfung nicht stand.  

Das Landgericht hat die für die Anordnung der Maßregel gemäß § 64  

Satz 2 StGB geforderte hinreichend konkrete Aussicht eines Behandlungserfol-

ges nicht rechtsfehlerfrei dargetan. Es hat sich insoweit dem von ihm gehörten 

Sachverständigen angeschlossen, der im Wesentlichen ausgeführt hat, die Er-

folgsaussichten seien „eher als gering einzuschätzen“, weil aufgrund der kombi-

nierten Persönlichkeitsstörung des Angeklagten mit primär dissozialen Anteilen 

und der prognostizierten Rückfallgefahr trotz erfolgreicher Suchttherapie ein 

Rückfall in die Delinquenz zu erwarten sei, dennoch „lohne sich der Versuch einer 

Therapie“, weil beim Angeklagten eine „Grundmotivation“ vorhanden sei, seine 

langjährige Drogenproblematik anzugehen. 
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Eine durch Tatsachen begründete Wahrscheinlichkeit eines Behandlungs-

erfolges (vgl. BGH, Beschlüsse vom 10. Juni 2021 – 2 StR 104/21; vom 23. No-

vember 2021 – 4 StR 289/21) ist damit nicht hinreichend belegt. Die Ausführun-

gen des Landgerichts lassen nicht nur eine Erörterung und Abwägung weiterer 

prognosegünstiger und -ungünstiger Faktoren vermissen (vgl. BGH, Beschluss 

vom 1. März 2022 – 2 StR 28/22, NStZ-RR 2022, 240, 241), sondern auch be-

sorgen, dass es eine nicht von vornherein bestehende Aussichtslosigkeit bezie-

hungsweise bereits die geringe Wahrscheinlichkeit eines Therapieerfolges genü-

gen lässt und damit seiner Entscheidung einen unzutreffenden Maßstab zu-

grunde gelegt hat.  

Die Sache bedarf daher insoweit neuer Verhandlung und Entscheidung. 

Die Aufhebung der Maßregel entzieht zugleich der Anordnung des Vorwegvoll-

zugs die Grundlage. Der Senat verweist die Sache entsprechend § 354  

Abs. 3 StPO an eine allgemeine Strafkammer des Landgerichts zurück, weil eine 

Zuständigkeit des Schwurgerichts nicht mehr besteht (vgl. BGH, Beschlüsse vom 

13. September 2022 – 2 StR 236/22; vom 16. Juni 2021 – 1 StR 58/21). 

Sander         Feilcke           Tiemann 

        Fritsche         von Schmettau 

Vorinstanz: 

Landgericht Halle, 09.11.2022 - 1 Ks 6/21 
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